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2610. Artikel zu  den Zeitereignissen 
 

Die "Strategie der Spannung" in 

     Schule und Gesellschaft (5) 
 
Was will die Stuttgarter Nachrichten mit ihrer Behauptung Schwere oder sogar tödliche 
Verletzungen sind bei Gewalttaten unter Schülern allerdings die Ausnahme1 – in Anbetracht 
von ca. 4000 Fällen von Gewalt allein an den Berliner Schulen im Jahre 20172 – aussagen? 
Was heißt für die Stuttgarter Nachrichten eine schwere Verletzung? Wenn das Kind wochen- 
und nicht tagelang im Krankenhaus liegt? Die psychischen Probleme bei einem Schlag ins 
Gesicht sind immens – bei den ca. 4000 Fällen von Gewalt (s.o.) geht es gewiss nicht um die 
üblichen Rangeleien unter Jungs!  
 
Und überhaupt: muß ein Kind erst tot sein, bevor es die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit 
bekommt? Die Stuttgarter Nachrichten unterschlägt auch viele Fälle, wo die Lehrer gerade 
noch einmal rechtzeitig eingriffen, bevor es zu einer schweren oder sogar tödlichen Verlet-
zung kam. 
Natürlich ist es für die Schüler und Jugendlichen einerlei, ob die Gewalttat (oder der Mord) 
innerhalb oder außerhalb der Schulgrenzen – wie im Fall der 15-jährigen Mia in Kandel3 – 
verübt wird. Ein Bedrohungsszenario und damit psychischer Terror durch den angeblich 
jugendlichen Afghanen in Kandel lag bereits vor:4  
 

 
(Die Kuppler von Kandel - Ein Rückblick auf den Mordfall Mia 
V. und eine fehlgeleitete Gemeinde.5) 

Mias Eltern hatten bereits am 15. 
Dezember eine Anzeige gegen den 
jungen Afghanen wegen Beleidigung, 
Nötigung und Bedrohung gestellt. 
Normalerweise müsse die Polizei 
schnell reagieren, um Straftaten zu 
verhindern, sagte der Münchner 
Sozialpädagoge Andreas Dexheimer 
FOCUS Online. Zudem war der 
Afghane schon vorher wegen 
Gewalttätigkeiten in seiner Schule 
aufgefallen ….  

 

Warum wurde der Afghane nicht umgehend auf sein wirkliches Alter untersucht und wegen 
der Gefahr für die Öffentlichkeit, insbesondere für Mia und ihre Eltern nach Afghanistan 
abgeschoben? Ach ja – wenn da nicht das Logen-Programm "Strategie der Spannung" wäre 
… Bevor ich auf die Auswirkungen der unkontrollierten Grenzöffnung (Rezession eines sehr 

                                                 
1 Siehe Artikel 2608 (S. 1) 
2 Siehe Artikel 2609 (S. 1) 
3 Siehe Artikel 2579 (S. 1-6) und Artikel 2609 (S. 2-4) 
4 https://www.focus.de/politik/deutschland/fluechtling-war-polizei-als-gewalttaetig-bekannt-15-jaehrige-in-
kandel-erstochen-was-wussten-behoerden-ueber-den-jungen-afghanen_id_8149759.html 
5 https://nixgut.wordpress.com/2017/12/28/kandel-rheinland-pfalz-15-jhrige-von-afghanen-15-in-drogeriemarkt-
erstochen/ 
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guten Artikels von Stefan Aust und Heimar Büchel vom 21. 1. 2018 unter dem Titel „Ausge-
blendete Realitäten", s.u.) eingehe, möchte ich noch einige Aspekte im Zusammenhang mit 
dem Mord an einem 14-jährigen Schüler aus Lünen (23. 1. 2018)6 anfügen:7 
Laut „Philosophia Perennis“ gelte die KKG (Käthe Kollwitz Gesamtschule) Lünen als 
Vorzeigeschule, trage das „Gütesiegel des Landes NRW“ und gehört zum Schulnetzwerk 
„Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage“.8 Derzeit findet im Foyer der Schule eine 
Ausstellung von ProAsyl9 zum Thema „Asyl ist Menschenrecht“ statt. „PP“ zitiert aus einem 
Werbevideo der KKG: 
 

 

„Auch die Vielfalt der Nationen, die über 
unsere Schüler an der KKG vertreten 
sind, ist ein prägendes Merkmal, das die 
Chance zu einer lebensnahen Pädagogik 
des gemeinschaftlichen und respektvollen 
Umgangs miteinander bietet.“ „Ein 
Hassverbrechen – hier eigentlich undenk-
bar!“, schlussfolgert „PP“. 
Christian Lüdke (s.li.) lobt die KKG 
Lüden „über den Klee“ und zeigt sich (ab 
2:00, s.li. 10)  überrascht von dem "Einzel-  

   
fall".  
 
Ab 2:06 heißt es dann allerdings: 
Dass Schüler mit Messern bewaffnet 
zur Schule gehen, ist aber offenbar 
kein Einzelfall. Erst Mitte Januar 
schickt der Schulleiter einer anderen 
Schule in Lünen diesen Brief an die 
Eltern, schreibt, daß Schüler in 
letzter Zeit vermehrt Waffen mit in 
die Schule brächten (s.re.). 

 
              
Ich komme nun zum nachfolgenden lesenswerten Artikel:11 

      

                                                 
6 Siehe Artikel 2606 
7 http://www.epochtimes.de/politik/deutschland/luenen-schueler-erstochen-mord-verhuellte-schweigeminute-
und-statement-von-schuelergruppe-der-vorzeige-schule-ohne-rassismus-zu-presseberichten-
a2329082.html?meistgelesen=1  
8 Siehe Artikel 2606 (S. 2) 
9 Eines der Verantwortlichen der „Strategie der Spannung“ via Migrations-Agenda 
10 https://www1.wdr.de/nachrichten/ruhrgebiet/luenen-trauer-schule-100.html  
11 http://www.epochtimes.de/politik/deutschland/polizist-wer-seine-grenzen-aufgibt-gibt-sein-land-auf-
a2327873.html 
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„Wer die Grenze aufgibt, kann die innere Sicherheit nicht gewährleisten, der gibt am Ende 
das Land auf." sagte ein Polizeibeamter im Gespräch mit „Welt am Sonntag". 
In einem ausführlichen "Welt"-Bericht gingen die Autoren Stefan Aust und Helmar Büchel am 
21. Januar unter dem Titel „Ausgeblendete Realitäten" tiefgreifend auf das „Dilemma" ein, in 
dem sich die deutsche Politik verfangen hat.12 Das Dilemma zeigt sich in den Auswirkungen 
der unkontrollierten Grenzöffnung und der damit einhergehenden Zuwanderung von 
vorwiegend alleinstehenden Männern aus dem arabischen und nordafrikanischen Raum. 
 
Die deutschen Politiker machten einen großen Bogen um das Dilemma, die Probleme würden 
in Sondierungsgesprächen außen vor gelassen. Das Sondierungspapier von CDU/CSU und 
SPD sei nichts als „heiße Luft". Die anfängliche Euphorie habe sich bei vielen Bürgern 
inzwischen gelegt. Eine wirkliche Lösung biete keine der regierungswilligen Parteien an. Ein 
„weiter so" ist laut ihrer Analyse für die kommenden Jahre vorprogrammiert. 
 

               
                (Flüchtlinge überqueren im Herbst 2015 die Grenze zwischen Österreich und Deutschland.13) 
 

2017 seien „nur" 187.000 Asylsuchende nach Deutschland gekommen, schreiben die Autoren. 
Ganz bewusst betonen sie hier das „nur", denn bemerkenswert dabei ist, dass dies eine Zahl 
ist, „die erstaunlich genau unterhalb der von der CSU seit Langem geforderten Obergrenze 
von 200.000 Migranten liegt. Eine Zahl, die jedoch der Einwohnerschaft einer Stadt wie 
Mainz entspricht. Jedes Jahr." 
 
Und weiter: „Mit Einwohnern, die überwiegend muslimisch, jung und männlich sind, die die 
deutsche Sprache und Kultur nicht kennen und in der Mehrzahl über nur geringe Bildung 
oder berufliche Qualifikation verfügen. 200.000 Menschen, die meist kommen, um zu bleiben, 
die Wohnungen. Schulplätze und Arbeitsstellen benötigen und die früher oder später das 
Recht auf Nachholung ihrer Angehörigen wahrnehmen werden. Jedes Jahr. Zusätzlich zu den 
1,4 Millionen Migranten, die seit 2015 gekommen sind." 
 
Zweieinhalb Jahre nach Beginn der Krise würden sich die Folgen der unkontrollierten 
Einwanderung nun auch im realen Alltag verstärkt bemerkbar machen. 
Damit sei es laut den Autoren auch kein Wunder, „dass alle geradezu panische Angst vor 
Neuwahlen haben, in denen die Migrationsfrage erneut das inoffizielle Thema Nummer eins 
wäre." 

                                                 
12 https://www.welt.de/politik/deutschland/article172672565/Deutsche-Fluechtlingspolitik-Ausgeblendete-
Realitaeten.html#_=_  
13 https://www.welt.de/politik/deutschland/article172672565/Deutsche-Fluechtlingspolitik-Ausgeblendete-
Realitaeten.html#_=_ 
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So musste demnach zur Sprache kommen, dass von den seit 2015 ins Land gekommenen 1,4 
Millionen Zuwanderern weniger als ein Prozent Asyl als „politisch Verfolgte" entsprechend 
den Bestimmungen des Grundgesetzes erhalten hätten. 
Am Ende könnten sie meist so lange in Deutschland bleiben, wie sie wollen, fahren Aust und 
Büchel fort. Aus dem gut gemeinten und im Grundgesetz verankerten Asylrecht sei so de facto 
ein Einwanderungsrecht für jeden geworden. 
 
Weiter gehöre zu den „ausgeblendeten Realitäten-" laut den Autoren, dass über 250.000 
Migranten derzeit in Deutschland eigentlich ausreisepflichtig seien, weil ihre Asylanträge 
abgelehnt wurden. Die Mehrzahl von ihnen verfüge über eine „Duldung", die regelmäßig 
erneuert werde. Nach Abschluss der noch ausstehenden Asylentscheidungen aus der 
Zuwanderungswelle seit 2015 würden nach internen Prognosen der Bundespolizei in diesem 
Jahr voraussichtlich 250.000 weitere Ausreisepflichtige hinzukommen. 
„Das ist eine halbe Million abzuschiebende Ausländer bei derzeit exakt 398 Abschiebe-
haftplätzen in ganz Deutschland", zitieren die Autoren einen hohen Beamten der 
Bundespolizei, der nach zahlreichen Maulkorbanweisungen aus dem Bundesinnenministerium 
lieber anonym bleiben möchte. „Das macht doch den ganzen Irrsinn der derzeitigen Situation 
deutlich." sagt er. 
 
Und der Irrsinn gehe an den Grenzen weiter, denn nach Angaben von Aust und Büchel sehe 
die „triste Realität (sieht) so aus. dass die Bundespolizei nur an der 800 Kilometer langen 
Grenze zu Österreich als einziger der insgesamt neun deutschen Landesgrenzen regelmäßige 
Kontrollen durchführen darf." Hinzu kämen Überprüfungen an drei Autobahnübergängen 
und weitere stichprobenartige Kontrollen von mutmaßlichen Schleuserfahrzeugen an 
einzelnen weiteren, wechselnden Punkten in einem Bereich bis zu 30 Kilometer landeinwärts 
der deutschen Grenze, schreiben sie. 
 
"An einem einzigen Tag kämen mehr neue Zuwanderer nach Deutschland hinein, als man im 
ganzen Monat aus Deutschland hinausbekommen würde", zitieren sie einen Polizisten, der 
laut Aust und Büchel jeden Tag die Lagemeldungen aus allen Bundespolizeidirektionen auf 
den Schreibtisch bekommt. Und diese Entwicklung werde wohl auch nach dem jetzigen 
Sondierungsstand unverändert bleiben, meint dieser. 
 
Im Sondierungspapier der nächsten möglichen Groko heiße es: „Wir treten ein für ein 
gemeinsames europäisches Asylsystem einschließlich eines fairen Verteilmechanismus für 
Schutzbedürftige." 
Von der Öffentlichkeit fast unbemerkt sei dieses beschriebene gemeinsame EU-Asylsystem 
gerade einen wichtigen Schritt vorangekommen, schreiben die Autoren weiter, denn am 16. 
November (2017) habe das Europaparlament in Straßburg einer Reform der seit Jahren 
ignorierten Dublin-Regeln zur Migrantenverteilung zugestimmt, und die Schleusen noch 
weiter aufgemacht. 
 
Das alles sei auch mit Stimmen von deutschen EU-Abgeordneten aus CSU, CDU und SPD 
beschlossen worden. Die Kernpunkte der Änderungen hätten es gerade für Deutschland, das 
Hauptziel der Masseneinwanderung, in sich, so Aust und Büchel – die Drittstaatenregelung 
werde gestrichen. 
Jetzt müssten laut Aust und Büchel noch der Europäische Rat diesem Beschluss des EU-
Parlaments zustimmen, bevor er rechtskräftig wird. „Das scheint schon auf gutem Weg zu 
sein, denn in dem Abschlusspapier der GroKo-Sondierer ist verdächtig oft die Rede von 'EU-
Recht, das zu beachten sei', ohne ins Detail zu gehen", schreiben sie.              (Fortsetzung folgt.) 


